
Für das Nachschlagewerk! 
Für die Fachpresse!
Für die amtliche Sammlung!

Ja
Ja

Gesetz;

Leitsätze;

1 rM ü

i £±

Ja

BGB §§ 67o, 157j 242: EStG § 2 Abs« 3 Nr« 4,
§§ 8, 19p 38; LStDV §§ 2, 3, 46; AO § 152 Abs« 2 
Nr« 1p § 243 Abs« 2 und 3; ArbGG § 73; ZPO §§ 549 
55o

Ebenso wie für den Arbeitslohn in Geld und für 
offen erkennbare Sachbezüge gilt auch für ver­
deckte Sachbezüge des Arbeitnehmers (Überlassung 
einer Wohnung durch den Arbeitgeber zu einem nied­
rigen Mietzins) der Grundsatz, daß die Steuerlast 
den Arbeitnehmer als Steuerpflichtigen trifft« 
Abweichende Vereinbarungen zwischen den Parteien 
des Arbeitsverhältnisses müssen ausdrücklich und 
eindeutig getroffen werden«

Aktenzeichen: 5 AZB 174/63
Urteil des BAG vom 19« Dezember 1963 LAG Hamm/'vv'estf«
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AZR_ iŷ /6̂ .
2 So. 652/62 Hamn/Uestf. 

Verkündet
am 19- Dezember 1963
gez. Weinrichi 
RegierungshauptSekretär 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

174
Im Namen des Volkes!

Urteil

In Sachen

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf 
Grund der mündlichen Verhandlung vom 19. Dezember 1963 
durch den Senatspräsidenten Professor Dr. Dr. Boldt, 
die Bundesrichtcr Dr. Stumpf und Dr. Auffarth sowie die 
Bundcsarbcitsrichtcr Schumacher und Keller für Recht 
erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts - 2. Kammer - in 
Hamm (Westfalen) vom 27. Februar 1963 - 2 Sa 
652/62 - aufgehoben. Die Sache \d.rd zur ander- 
weiten Verhandlung und Entscheidung, auch über 
die Kosten der Revision, an das Landesarbcitc- 
gericht zurückveruicscn.
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V o n  R e c h t s w e g e n  !
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Tatbestand:

Der Beklagte war vom 1. Januar 1958 bis zum 31.
März 1961 als Obermeister bei der Klägerin, einer Firma 
der l’extilbranchc, beschäftigt« Auf Grund einer persön­
lichen Vorstellung schickte die Klägerin dem Beklagten 
folgendes Bestätigungsschreiben vom 14« Oktober 1957»

"Bezugnehmend auf Ihre Vorstellung am Samstag bestätigen wir die mit Ihnen getroffene Verein-*- 
barung über Ihre Engagierung als Obermeister zum" 1-. Januar 1958 mit einem Gehalt von 8 0 0 DM 
(achthundert) brutto per Monat und der Gestellung 
der Wohnung zu einer Miete von DM 35?- per Monat«
Die Heizungskosten werden von uns übernommen, 
Stromkosten dagegen tragen Sie selbst.,,,."

Die Klägerin behielt von dem vereinbarten Gehalt die 
Lohn- und Kirchensteuer ein« Der Mietzins für die rd«
90 qm große Wohnung blieb bis zum Ausscheiden des Be­
klagten aus den Diensten der Klägerin unverändert« Von 
diesem Zeitpunkt ab verlangte die Klägerin eine monatliche 
Miete in Höhe von 100,- DM vom Beklagten« Lohn- und Kirchen­
steuer für den Untcrschicdsbctrag zwischen der gezahlten 
und der ortsüblichen Miete zog die Klägerin weder vom Lohn 
ab, noch führte sie entsprechende Beträge an das Finanz­
amt ab.

Am 1« Juni 1962 führte das Finanzamt bei der Klägerin 
eine Lohnsteucraußenprüfung durch und nahm sie wegen 
einer Steuernachforderung in Höhe von 594,- DM in Anspruch, 
weil die .ortsübliche Miete einschließlich der Heizung für 
die dem Beklagten überlassene Werkwohnung 1335- DM monat­
lich betrage und somit der über den Mietzins von 35,- DM 
hinausgehondc Betrag von 98,- DM zu versteuern sei.’«..

Die Klägerin hat diesen Betrag an das Finanzamt abge­
führt und verlangt seine Erstattung vom Beklagten, da es 
sich um den Arbeitnehmer treffende Steuern handele««Die
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Klägerin hat daher beantragt, den Beklagten zur Zahlung 
von 594,- DM nebst 4% Zinsen seit 6. September 1962 
zu. verurteilen«.

Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuvoisen.
Er vertritt die Ansicht, er habe lediglich von dem tat­
sächlich gezahlten Bruttogohalt die Steuern zu-tragen ge ­
habt, während die VJerkvohnung ihm zu einem Nettomict- 
preis überlassen worden sei. Selbst wenn er aber in­
soweit die Steuern zu tragen gehabt hätte, so müsse 
die Klägerin ihm den aus der schuldhaft falschen Be­
rechnung der Steuern entstandenen Schaden ersetzen«,
Hätte die Klägerin den Lohnstcucrabsug zum richtigen 
Zeitpunkt vorgenommen, so hätte er im Wege des Steuer-- 
ermäßigungsantrages eine Erstattung der Steuern cr- 
rcichcn können« Der vom Einanzamt angenommene Mietzins 
sei auch zu hoch, veil die Wohnung erhebliche Mängel 
aufgeviosen habe« Die Klägerin hätte das ungerecht­
fertigte Ansinnen der Einanzvervaltung im Einvernehmen 
mit dem Beklagten zurückvoiscn müssen«

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgeviesen mit 
der Begründung, es handele sich um die Nachforderung 
der Lohnsteuer bei einer Nettovorcinbarung. Die Parteien 
hätten eine ausdrückliche Mictzinsabsprache über die 
Vcrkvohnung getroffen, und cs sei nicht vereinbart 
worden, daß der Arbeitnehmer außerdem noch irgendwelche 
öffentlichen Abgaben insoweit zu tragen habe.

Im Berufungsrechtszug haben die Parteien mit den 
bisherigen Sachanträgen weiter verhandelt. Der Be­
klagte rechnet hilfsveisc mit einer Gegenforderung 
aus untertariflicher Bezahlung in Höhe von 571,- DM 
auf, die die Klägerin für unbegründet und kraft tarif­
licher Ausschlußfrist für erloschen hält.
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A

Das Landesarbeitsgericht hat die Berufung aus den 
Gründen des erstinstanzlichen Urteils zurückgewiesen.
Hit der zugclassenen Revision verfolgt die Klägerin ihr 
Klagbegehren weiter, während der Beklagte um Zurückweisung 
der Revision bittet.

_ En t sc h c i du n g sgrlind e j_

Die Revision hat Erfolg. Ebenso wie für den Arbeits­
lohn und offen erkennbare Sachbezüge gilt auch für ver­
deckte Ss.chbezüge der Grundsatz, daß der Arbeitnehmer als 
Steuerpflichtiger die insoweit zu entrichtende Lohnsteuer 
(und Kirchensteuer) auch im Verhältnis zum Arbeitgeber zu 
tragen hat, sofern nicht ausdrücklich und klar etwas 
anderes vereinbart ist»

1) Es ist davon auszugehen, daß zwisehen den Parteien
nicht nur ein Arbeitsvertrag, sondern auch ein Mietvertrag
abgeschlossen wurde, wenn auch nur in Hinblick auf das
gleichzeitig begründete Ai'beitsverhältnis. Das ergibt sich
daraus, daß die Parteien einen besonderen Mietzins ver-
einbart haben,, mag dieser auch nach § 115 Abs. 2 GewO
zulässigerweise von vornherein vom Gehalt einbehalten
worden und niedriger als der normale Mietzins sein (vgl.
Hueck-Hipperdcy, Lehrbuch des Arbeitsrechts, 7» Aufl.,
1. Bd.i § Al III So 297; Nikisch, Arbeitsrecht, 5* Aufl.,
1. Bd.„ § 51 I 3 S. 393)» In Höhe des Untcrschiedsbetragos

cLc*2?zwischen der vereinbarten und Ortsüblichen Miete liegt 
dann die Gewährung eines zusätzlichen, verdeckten Natural­
lohnes vor (Hueck-Nipperdoy, aaOp § Al II 2 S. 295? Nikisch, 
aaO)„ der nach £58, 19 des Einkommensteuergesetzes (EStG),
§§ 2 Abs. 1, 3 Abs. 1 Lohnsteuerdurchführungsverordnung 
(LStDV) lohnstcuerpflichtig ist, soweit der Unterschieds-, 
betrag zwischen dem Preis, zu dem die Wohnung überlassen' 
wird und dom ortsüblichen Mietpreis 20,- DM monatlich über­
steigt (Hauptabschnitt I Abschnitt 2 Ziff. 3 Lobnsteu.er-
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richtlinien 1963 [Ziff. 4 LStR I960]; vgl. Urteil des 
BMI vom 8. September 1961( BStBl. 61 Toil III S. 487).

2) Unstreitig hat die Klägerin den Beklagten bei 
den Verhandlungen über die zu vereinbarende Gehaltshöhe 
darauf hingowiesen, daß er eine sehr niedrige Wohnungs- 
miote zahle. Nach dem Ausscheiden des Beklagten aus dem 
Arbeitsverhältnis am 31« Marz 1961 hat die Klägerin auch 
eine erhöhte Miete von 100,- DM monatlich verlangt, v.’ährend 
das Finanzamt auf Grund der Lohnstoueraußenprüfung vom
1. Juni 1962 sogar der Ansicht ist, die ortsübliche Miete 
einschließlich Heizung betrage 133?- DM monatlich. Es 
kann hier zunächst dahinstehen.und muß vom Landesarbeits- 
gericht (vgl. Ziff. 6 der Entscheidungsgründe) noch auf- 
gekl ärt werden, ob die Lohnsteuernachforderung des 
Finanzamts sachlich in vollem Umfang berechtigt war. 
Jedenfalls kann der vereinbarte Mietzins von 35?- DPI 
monatlich kaum der von der Klägerin erbrachten Gegen­
leistung der Gewährung von 90 qm Wohnraum und freier 
Heizung entsprechen. Angesichts dieses Sachverhalts, der 
beiden Parteien bei den Vertragsverhandlungcn nach ihrem 
übereinstimmenden Vortrag gegenwärtig war, hätte es nahe 
gelegen, es ausdrüclclich klarzustollcn» falls die Klägerin 
entgegen der stcucrgcsotzlichcn Regelung im Innenverhält­
nis die Lohnsteuer (Kirchensteuer) für die Überlassung 
verbilligten V/ohnraums übernehmen sollte. Nach den Fest­
stellungen dos Berufungsgerichts ist aber eine derartige 
ausdrückliche Abrede nicht getroffen worden. Sic läßt sich 
insbesondere auch nicht aus dem Inhalt des Bestätigungs­
schreibens der Klagci’in vom 14. Oktober 1959 entnehmen.

3) Wenn das angcfochtcnc Urteil trotz Fehlens einer 
ausdrücklichen Vereinbarung aus dem Bestätigungsschreiben 
dennoch glaubt entnehmen zu müssen, nach Treu und Glauben 
und mit Rücksicht auf die Verkchrssittc könne auch ohne
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Feststellung einer bestimmten Übung die getrennte 
Aufführung von Bruttolohn einerseits und Sach­
leistungen ohne weiteren Zusatz andererseits nur 
so verstanden werden, daß letztere eine Nettover­
gütung sein solle, so verstößt diese Auslegung gegen 
Denkgesetze und allgemeine Erfahrungssätzo und läßt 
wesentliche Umstände außer Acht» Unter diesen Gesichts­
punkten ist auch eine individuelle Einzelveroinbarung 
vom Revisionsgericht nachzuprüfen (BAG 3? 116 [1193 
- AP Nr. 5 zu § 550 ZPO; BAG 4, 360 [364'f.] =* AP
Nr» 15 zu § 242 BGB Ruhegehalt). Der Senat kann auch 
die unzutreffende Auslegung des Berufungsgerichts 
durch seine eigene ersetzen, weil der Sachverhalt fest- 
stcht und besondere Umstände des Einzolfalles, die der 
Auslegung eine besondere Richtung geben könnten, nicht 
erkennbar sind (BAG 9, 243 [247 f.] = AP Nr. 19 zu 
§ 611 BGB Haftung des Arbeitnehmers; BAG 10, 122 
[1273 - AP Nr. 1 zu § 164 HGB; BAG AP Nr. 6 zu § 550 
ZPO).

4) Der Einkommensteuer (Lohnsteuer) unterliegen 
grundsätzlich alle, Einkünfte aus nicht selbständiger 
Arbeit, ohne Rücksicht darauf, ob sie aus Geld oder 
geldwci’tcn Vorteilen (Sachbezügen) in offener oder 
verdeckter Form bestehen (§§ 2 Abs. 3 Nr. 4, 8, 19 
EStG; §§ 2, 3 LStDV). Die Steuerlast trifft in allen 
Fällen den Arbeitnehmer. Er ist der eigentliche Steuer­
schuldner beim Steuerabzug vom Arbeitslohn (§ 36 Abc. 1 
3. 1, Abs. 5 S. 1 EStG; § 46 Abs.'l S. 1 LStDV). Der 
Arbeitgeber hat lediglich bei der Erhebung der Lohn­
steuer nach § 58 EStG (§ 46 LStDVO) mitzuwirken. und 
er haftet neben den Arbeitnehmer (§ 7 Stcucranpassurgs- 
gesetz vom 16. Oktober 1934) für die richtige Einbe­
haltung und Abführung .der Lohnsteuer gegenüber dem 
Fixianzamt (§ 38 Abs. 3 S. 2 EStG; § 46 Abs. 1 S. 2 LStDV).
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Auf Grund dieser steuergesetzlichen Regelung ist davon 
auszugehen, daß der vereinbarte Arbeitslohn, in welcher 
Form er auch geleistet werden mag, Bruttolohn ist, d.h., 
daß die Steuerlast auch im Verhältnis der Arbeitsvertrags- 
parteien zueinander grundsätzlich den Arbeitnehmer trifft«, 
Es bedarf - weil selbstverständlich - gar nicht einer 
besonderen Vereinbarung, daß der Lohn "brutto" geschuldet 
werde» Deshalb kann entgegen der Meinung des Landes- 
arbeitsgerichts hier auch nichts aus dem Umstand herge- 
leitct werden, daß zwar das Gehalt, aber nicht die Miete 
ausdrücklich "brutto" vereinbart wurde. Aus diesem Um­
stand kann man nicht folgern, die Miete könne oder gar 
müsse "netto" vereinbart sein. Diese Annahme geht schon 
deshalb fehl, weil insoweit gar keine Gcldlcistung des 
Arbeitgebers, sondern umgekehrt des Arbeitnehmers er­
bracht wird, die allerdings der Gegenleistung des Arbeit­
gebers (zur Verfügungstcllung der Wohnung) nicht gleich­
wertig ist. Aus den Bestätigungsschreiben läßt sich 
überhaupt kein Anhaltspunkt für die Frage gewinnen, wen 
die etwaige Steuerlast für den verdeckten Sachbezug treffen 
soll. Mangels ausdrücklicher und klarer anderweitiger Ver­
einbarung der Pai'teien des Arbeitsverhältnisses muß es aber 
auch bei verdeckten Sachbezügen dabei verbleiben, daß der 
Arbeitnehmer die Steuerlast trägt. Dies gilt sowohl für 
den Fall, daß die Parteien die Lohnsteuerpflicht für Sach­
bezüge überhaupt nicht erkannt, als auch für den Fall, 
daß sie sie zwar gesehen aber bewußt nicht erörtert haben, 
wofür nach der Lebenserfahrung bei der Gewährung der­
artiger verdeckter Sachbezüge viel spricht.

Nettoveroinbarungen bedürfen schließlich auch des­
halb einer besonderen und ausdrücklichen Abrede und 
dürfen nicht stillschweigend unterstellt werden, weil
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ihre finanziellen Auswirkungen unterschiedlich 
und ihre Durchführung für den Arbeitgeber besonders 
schwierig ist. Denn die Höhe der Lohnsteuer ist nicht 
für jeden Arbeitnehmer bei gleichem Lohn gleich, sondern 
in erheblichem Umfange von dessen persönlichen Ver­
hältnissen abhängig (Familienstand, Zahl der Kinder, 
Alter, Geltendmachung von Werbungskostcn und Sonder­
ausgaben), Der Arbeitgeber wird sich deshalb regel­
mäßig erst auf Grund einer besonderen Prüfung des 
Einzclfalles, insbesondere der zusätzlich von ihm zu 
tragenden Steuerlasten dazu entschließen, Arbeitslohn 
oder Teile dos Arbeitslohnes "netto" zu gewähren. Eine 
solche Vereinbarung hat auch zur Folge, daß der Arbeit­
geber nach § 2 Abs. 4 LStDV, Abschnitt 54- LStR die Lohn­
steuer aus dem Bruttolohn zu berechnen hat, der nach 
Abzug der Lohnsteuer den ausgezahltcn Ncttolohnbctrag 
ergibt, da in der Übernahme der Lohnsteuer durch den 
Arbeitgeber wieder zu versteuernder Arbeitslohn liegt. 
Der Arbeitgeber muß dann durch "Abtasten" der Lohn- 
steuertabcllo den steuerlich maßgebenden Bruttolohn 
ermitteln, was mit einem erhöhten Arbeitsaufwand ver­
bunden ist.

5) Ist demnach davon auszugehen, daß die verdeckte 
Sachleistung der verbilligten Gewährung einer Wohnung im 
vorliegenden Fall "brutto" vereinbart war, so hat nach 
der ständigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 
der Arbeitnehmer auf Grund eines zwischen ihm und der/ 
Arbeitgeber bestehenden Legalschuldverhältnisses irr ent­
sprechender Anwendung des § 670 BGB letzterem die Lohn­
steuer (und Kirchensteuer) zu erstatten, für die der 
Arbeitgeber von Finanzamt in Anspruch genommen worden/ 
ist (BAG 11, 75 - AP Nr. 9 zu § 670 BGB; BAG 9, 10=/
AP Nr. 8 zu § 670 BGB; BAG 7, 1 * AP Nr. 7 zu 9 670 BGB; 
BAG 8, 82 - AP Nr. 5 zu § 67O BGB; vgl. weiter AP Nr. 1. 
2 und 4 zu § 670 BGB).
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6) Dio grundsätzliche Pflicht des Beklagten, der 
Klägerin die von dieser gezahlten Steuern zu erstatten, 
würde aber entfallen, wenn und insoweit die Klägerin 
entgegen ihrer Fürsorgopflicht die abzuführonde Lohn­
steuer schuldhaft falsch berechnet hätte und wenn durch 
die Nachforderung der Lohnsteuer dem Beklagten ein von 
diesem zu beweisender Schaden entstanden wäre» Ein 
Schaden des Arbeitnehmers kann aber, wie das Bundes- 
arbcitsgericht schon wiederholt entschieden hat (BAG
6, 52 - AP Nr. 5 zu § 6?0 BGB; BAG AP Nr. 1, 2, 4 zu 
§ 6/0 BGB), nicht schon darin bestehen, daß der Arbeit­
nehmer die Lohnsteuer später bezahlen muß, als er sie 
eigentlich hätte bezahlen müssen. Insoweit ist das Vor­
bringen des Beklagten nicht recht verständlich, er hätte 
bei rechtzeitigen Steuerabzug einen "Lohnsteucrermäßigungs- 
antrag" stellen können*

7) Die Pflicht zur Erstattung der Steuern durch den 
Beklagten würde weiterhin entfallen, wenn und soweit ein 
schuldhaftes Verhalten der Klägerin dazu geführt hätte, 
daß das Finanzamt eine Steuerschuld des Beklagten ange­
nommen hat, ohne daß diese überhaupt oder in der ange­
nommenen Höhe wirklich bestand* Denn die Fürsorgepflicht 
dos Arbeitgebers gebietet es, ungerechtfertigte Nach- 
rorsteucrungsansinnon des Finanzamts abzulcbncn und 
darüber hinaus auch den Arbeitnehmer von einer drohenden 
und erfolgten Nachversteuerung zu unterrichten, damit 
dieser die Möglichkeit hat, gemäß §S 152 Abs* 2 Nr* 1,
24-3 Abs* 2, Abs. 3 AO auch selbst zu ihrer Abwehr tätig 
zu werden* Das hat der Senat in den Entscheidungen vom 
17. März I960 (BAG 9, 105 [111 f.3 = AP Nr. 8 zu ü- 670 
BGB) und vom 23» März 1961 (BAG 11, 73 [77 f.]
AP Nr* 9 zu § 670 BGB) näher ausgeführt. Insoweit trägt 
der Beklagte vor, der Nachforderungsanspruch des Finanz-
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amts sei wegen der Mängel der Wohnung unberechtigt2 
zumindest überhöhte Über diesen Funkt hat das Berufungs­
gericht von seinem Rechtsstandpunkt aus ebensowenig tat­
sächliche Feststellungen getroffen wie über die hilfs- 
weise zur Aufrechnung gestellte Gegenforderung des Be­
klagten wegen angeblicher untertariflicher Bezahlung.

Da das Revisionsgericht die nach den vorstehenden 
Ausführungen noch erforderliche weitere Aufklärung des 
Sachverhalts nicht selbst vornehmen kann? muß die Sache 
gemäß § 565 Abs. 1 ZPO unter Aufhebung des angefochtcncn 
Urteils an das Berufungsgericht zurückverwiesen werden.

gez. Dr. Boldt Dr. Stumpf Dr, Auffarth 
Schumacher Keller

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	Im Namen des Volkes!

	Urteil

	- 3 -


	7

	( i,

	- 7 -





